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 Stellungnahme zu einem Entwurf des Bundesgesetzes, mit dem das Aktiengesetz und das 

Depotgesetz zur Umstellung nicht börsenotierter Gesellschaften auf Namensaktien 

geändert werden (Namensaktien-Umstellungsgesetz - NamUG) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die FMA bedankt sich für die Möglichkeit, zum oben angeführten Gesetzesentwurf Stellung 

nehmen zu können. Die FMA begrüßt die Zielrichtung des Entwurfes, vor dem Hintergrund des 

FATF-Prüfergebnisses die Transparenz bei Aktiengesellschaften mit Inhaberaktien zu verbessern. 

 

Zu § 61 Abs. 1 Z 3 iVm § 10a Abs. 1 des Entwurfs ist Folgendes anzumerken: 

 

Gemäß § 61 Abs. 1 Z 3 des Entwurfs sollen sämtliche Zahlungen an den Aktionär auf eine auf den 

Aktionär lautende Kontoverbindung bei einem Kreditinstitut im Sinn des § 10a Abs. 1 erfolgen. Wie 

auch aus der Begründung zum Entwurf ersichtlich, soll dadurch die Identifizierung des Aktionärs 

nach bankenrechtlichen Vorschriften durch das Kreditinstitut gemäß § 40 BWG in Umsetzung der 

3. Geldwäsche-Richtlinie 2005/60/EG gewährleistet werden. Kreditinstitute im Sinn des § 10a Abs. 

1 des Entwurfs sind allerdings nicht nur solche mit Sitz in einem Mitgliedstaat des Europäischen 

Wirtschaftsraums, sondern auch jene mit Sitz in einem Vollmitgliedstaat der OECD. 

Vollmitgliedstaaten der OECD, die nicht Teil des EWR sind, unterliegen jedoch nicht der 3. 

Geldwäsche-Richtlinie 2005/60/EG, weshalb bei Kreditinstituten mit Sitz in diesen Staaten nicht 

vorbehaltlos angenommen werden kann, dass eine bankrechtliche Identifizierung im Sinne 

der 3. Geldwäsche-Richtlinie sichergestellt ist. Der Kreis der Kreditinstitute nach § 10a Abs. 1 

sollte daher auf jene mit Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat eingeschränkt werden. 

 

 

Diese Stellungnahme wurde auch an die Präsidentin des Nationalrates 

(begutachtungsverfahren@parlinkom.gv.at) übermittelt. 

 

Wir ersuchen höflich um Berücksichtigung unserer Anregungen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen, 
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